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Rechtsprechung im Interesse des Volkes
Dr. HERBERT KERN,
Staatssekretär im Ministerium der Justiz

Mit den Wahlen der Direktoren, Richter und Schöffen der 
Kreisgerichte sowie der Mitglieder der Schiedskommissionen 
im Jahre 1984 wurde ein weiterer Schritt zur politischen 
Stärkung der Justizorgane getan. Die Kandidaten für die 
staatlichen und gesellschaftlichen Gerichte stellten sich ge­
meinsam mit den Kandidaten für die örtlichen Volksvertre­
tungen ihren Wählern, berichteten über ihre Entwicklung 
und ihr bisheriges Wirken und berieten mit ihnen, welche 
weiteren Aufgaben zur Festigung der Gesetzlichkeit gemein­
sam zu lösen sind. Überzeugend kam dabei der Klasseninhalt 
des sozialistischen Rechts zum Ausdruck, auf der Grundlage 
der Beschlüsse der SED sowie des Aufrufs zum 35. Jahrestag 
der Gründung der DDR1 allseitig unseren sozialistischen 
Staat zu stärken, die sozialistische Demokratie zu entwickeln 
und die Rechtssicherheit weiter zu erhöhen. Charakteristisch 
für alle Veranstaltungen waren Lebensnähe und realistische 
Positionen bei der Erörterung der innen- und außenpoliti­
schen Fragen sowie der örtlichen Angelegenheiten. Auf viel­
fältige Weise wurden das feste Bekenntnis zur Arbeiter-und- 
Bauern-Macht und die große Bereitschaft zur konsequenten 
Durchsetzung des sozialistischen Rechts sichtbar.

Angesichts der gefährlichen Situation, die insbesondere 
durch die weitere Raketenstationierung der USA in West­
europa geschaffen wurde, versicherten die Bürger, alles zu 
tun, damit der geplante Leistungsanstieg in der Volkswirt­
schaft erreicht und im Interesse der Friedenssicherung die 
Verteidigungsbereitschaft erhöht werden kann. Die Gesamt­
bilanz aus der einheitlichen Wahlbewegung, in die das Wirken 
aller gesellschaftlichen Bereiche, einschließlich der Justiz­
organe, eingeordnet ist, bildet dafür einen zuverlässigen 
Ausgangspunkt. Der Stolz und die Freude über das bisher 
Erreichte ist für alle in den staatlichen und gesellschaftlichen 
Rechtspflegeorganen Tätigen Ansporn für weitere Anstren­
gungen bei der Gestaltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft.

Wahlen stärkten die Rolle der Arbeiterklasse 
in den Justizorganen

Aufbau und Entwicklung der sozialistischen Rechtspflege­
organe sind mit der Entwicklung unserer Republik identisch, 
die — für alle sichtbar — im 35. Gründungsjahr ihre Lebens­
kraft überzeugend unter Beweis stellt. Sie verbürgt nicht nur 
für den Sozialismus als Gesellschaftssystem, sondern für jeden 
Bürger Stabilität, wie sie u. a. in der demokratischen Mit­
wirkung in allen gesellschaftlichen Bereichen sowie in den 
Rechten auf Arbeit, Bildung, Urlaub, Wohnraum, Versorgung 
im Alter und bei Krankheit zum Ausdruck kommt.

In den Wahl Veranstaltungen brachten Arbeitskollektive 
bzw. einzelne Teilnehmer wiederholt ihre Genugtuung dar­
über zum Ausdruck, daß Schöffen und Mitglieder von 
Schiedskommissionen aus ihren Reihen kommen. Häufig 
wurde dies mit den konkreten Verpflichtungen verbunden, 
ihre Kandidaten bei der Wahrnehmung der künftigen Funk­
tionen tatkräftig zu unterstützen und dafür zu sorgen, daß 
deren betriebliche Arbeitsaufgaben auch während des ge­
richtlichen Einsatzes voll erfüllt werden.

Durch die Wahl konnte der Anteil der Kader aus der 
Arbeiterklasse in den Justizorganen erhöht und die demokra­
tische Basis für die Rechtsprechung erweitert werden. Es 
wurden Frauen und Männer vorgeschlagen, die sich in ihrer 
bisherigen Arbeit, ihrem gesellschaftlichen Wirken und im 
persönlichen Leben bewährten, Anerkennung und Ansehen 
genießen und Träger gesellschaftlicher oder staatlicher Aus­
zeichnungen sind. Manche Kandidaten für das Amt eines 
Schöffen oder Mitglieds einer Schiedskommission wurden in 
den Versammlungen der Werktätigen aber auch abgelehnt, 
weil sie den Anforderungen nicht genügten.

Mit der Wahl von 234 Direktoren sowie 723 Richtern für

die Kreis- und Stadtbezirksgerichte durch die Kreistage, 
Stadtverordneten- bzw. Stadtbezirksversammlungen wurde 
die führende Rolle der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch- 
leninistischen Partei weiter gestärkt. 64,6 Prozent dieser ge­
wählten Juristen kommen aus der Arbeiterklasse. Der 
Frauenanteil beträgt 55,1 Prozent, was Ausdruck der Gleich­
berechtigung von Mann und Frau in diesem Beruf ist. In 
der Altersstruktur trat eine Verjüngung ein. 60 Prozent aller 
Gewählten sind unter 40 Jahre. Es besteht ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen erfahrenen älteren und dienstjungen 
Richtern bzw. Direktoren.

Bei den Schöffen zeigt sich folgendes: In 21 116 Veranstal­
tungen zur Vorbereitung der Kommunalwahlen würden 
50 857 Schöffen — davon 10 115 für die Kammern für Arbeits­
recht — gewählt. Das sind 1157 mehr als im Jahr 1979.
71,5 Prozent der bisherigen Schöffen kandidierten erneut. Der 
Frauenanteil liegt hier bei 52,9 Prozent. 44,4 Prozent der ge­
wählten Schöffen sind unter 40 Jahre. 51 Prozent sind Arbei­
ter, 5,8 Prozent Mitglieder von Produktionsgenossenschaften, 
31,3 Prozent Angestellte und 8,9 Prozent Angehörige der In­
telligenz. Nach ihrer politischen Zusammensetzung gehören 
48 Prozent der Partei der Arbeiterklasse an, 16,5 Prozent sind 
Mitglieder der mit der SED befreundeten Parteien.

Gegenüber 1979 hat sich die Anzahl der Schiedskommis­
sionen um 315 auf insgesamt 5 552 erhöht. Die Mitgliederzahl 
stieg um 1 621 auf insgesamt 55 911. Dadurch wurden die Zu­
ständigkeitsbereiche dieser Kommissionen besser mit den 
Wahlkreisen in Übereinstimmung gebracht, und es wurde 
ermöglicht, daß in größeren Gemeinden eigene Schiedskom­
missionen bestehen. Das fördert ihre Bürgernähe. 72,1 Prozent 
der bisherigen Mitglieder von Schiedskommissionen kandi­
dierten erneut.

Von der Gesamtmitgliederzahl sind 36,4 Prozent unter 
40 Jahre. Aus der Arbeiterklasse kommen 38,6 Prozent; 
15,8 Prozent sind Mitglieder von Produktionsgenossenschaften, 
27 Prozent Angestellte und 9,2 Prozent Angehörige der In­
telligenz. Der Frauenanteil beträgt 47,3 Prozent. 38,8 Prozent 
gehören der SED an, 13,2 Prozent sind Mitglieder der anderen 
Parteien.

Diese Kader sind eine wesentliche Grundlage für das 
volksverbundene Wirken der Justiz, und es gilt, sie in der 
Rechtsprechung sowie in der anderen gerichtlichen Tätigkeit 
so einzusetzen, daß Aktivität und Bewußtheit gefördert und 
gesellschaftliche Triebkräfte für unseren ökonomischen und 
sozialen Fortschritt freigesetzt werden.

Für eine hohe Wirksamkeit des sozialistischen Rechts

Die Direktoren der Kreis- und Bezirksgerichte bereiten alle 
neu gewählten Richter und Schöffen der Kreis- und Stadt­
bezirksgerichte sowie die Mitglieder der Schiedskommissionen 
gründlich auf ihre Tätigkeit vor. Sie fördern ihre Einbezie­
hung in die bestehenden Kollektive und machen sie mit den 
Schwerpunkten ihrer Arbeit vertraut. Es gilt, die sozialistische 
Gesetzlichkeit als grundlegendes, unverzichtbares Mittel für 
die Unantastbarkeit der Staatsmacht, für die Durchsetzung 
der Hauptaufgabe und die weitere Festigung des Vertrauens- 
verhältnisses-der Bürger zum Staat durch die Rechtsprechung 
konsequent zu verwirklichen.

Die Gerichte setzen kontinuierlich die bewährte Rechts­
politik der SED durch und ordnen ihre Tätigkeit in die 
Erfüllung der gesamtgesellschaftlichen Aufgaben ein.

Der zuverlässige Schutz unserer sozialistischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung ist eine erstrangige Aufgabe auch der 
Gerichte. Die bisherigen Erfahrungen aus der Rechtsprechung 
und der Rechtspropaganda beweisen, daß die Vermittlung 
konkreter Rechtskenntnisse im Sinne unserer sozialistischen
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